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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körpersdiaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Grttndungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinsdiaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2517/69 zur Festlegung einiger Maßnahmen zur 
Sanierung der Obsterzeugung in der Gemeinschaft. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Oktober 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozial ausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wacktberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 zur Fest- 
legung einiger Maßnahmen zur Sanierung der Obsterzeugung 

in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 des Rates 
vom 9. Dezember 1969 zur Festlegung einiger Maß- 
nahmen zur Sanierung der Obsterzeugung in der 
Gemeinschaft wurde eine Prämienregelung für das 
Roden von Apfel-, Birnen- und Pfirsichbäumen ge- 
schaffen. 

Um die Verwirklichung der in dieser Verordnung 
geplanten Ziele zu beschleunigen, ist es angezeigt, 
einmal den Höchstbetrag der Prämie zu erhöhen und 
zum anderen vorzusehen, daß die gesamte Prämie 
nach durchgeführter Rodung gezahlt wird. 

Zur Erweiterung des Anwendungsbereichs der 
betreffenden Regelung empfiehlt es sich, Artikel 5 
der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 aufzuheben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 erhalt 
folgende Fassung: 

„Artikel 3 

1. Die Prämie wird nach dem Verfahren des 
Artikels 13 der Verordnung Nr. 23 in unterschied- 
licher Höhe festgesetzt, je nachdem, ob es sich um 
Hoch- oder Niedrigstämme handelt. 


Sie beträgt höchstens 800 Rechnungseinheiten je 
gerodeten Hektar. 

2. Die Prämie wird in einer Rate gezahlt, wenn der 
Antragsteller den Nachweis erbringt, daß er die 
Rodung tatsächlich durchgeführt hat." 

Artikel 2 

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 6 

ln den letzten drei Monaten des in Artikel 2 Ab- 
satz 2 Buchstabe b) genannten Zeitraums kon- 
trollieren die Mitgliedstaaten, ob der Empfänger die 
Verpflichtung eingehalten hat, im Rahmen seines 
Betriebs auf die Anlage neuer Apfel-, Birnen- und 
Pfirsichpflanzungen zu verzichten. 

Wird diese Verpflichtung nicht eingehalten, so 
ziehen die Mitgliedstaaten unbeschadet etwaige: 
strafrechtlicher Verfolgungen die Prämie wieder 
ein. " 

Artikel 3 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 und 
die zu seiner Anwendung erlassenen Bestimmungen 
werden aufgehoben. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Die Artikel 1 und 2 werden am 1. Januar 1970 wirk- 
sam. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 15 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


In der Reihe der vom Rat im Dezember 1969 erlas- 
senen Maßnahmen zur Beseitigung der ernsten 
Schwierigkeiten auf dem Sektor Obst und Gemüse 
und insbesondere auf dem Markt für Äpfel, Birnen 
und Pfirsiche spielt die Verordnung (EWG) 
Nr. 2517/69 zur Festlegung einiger Maßnahmen zur 
Sanierung der Obsterzeugung in der Gemeinschaft 
eine wichtige Rolle. 

Es hatte sich nämlich deutlich gezeigt, als der Markt 
überschüssig wurde, daß nicht nur die Verordnung 
Nr. 159/66/EWG mit zusätzlichen Vorschriften für 
die gemeinsame Marktorganisation auf diesem Sek- 
tor ungeeignet war, dieser Lage abzuhelfen und die 
sich daraus ergebenden Auswirkungen auf das Ein- 
kommen der Erzeuger erfolgreich abzuschwächen, 
sondern darüber hinaus auch, daß deren Bemühun- 
gen um Organisation weitgehend ihre Wirksamkeit 
einbüßen mußten, solange die Erzeugung gleich- 
bleibend über dem Bedarf lag. 

In der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 wurde aus 
dieser Analyse die Schlußfolgerung gezogen, daß 
das Produktionspotential der Gemeinschaft mit den 
beiden folgenden Mitteln einzuschränken sei: 

— Gewährung einer Prämie zur Förderung der 
Rodung von Apfel-, Birnen- und Pfirsichbäumen, 
wobei sich der Empfänger der Prämie verpflich- 
ten muß, für fünf Jahre auf die Anlage von Neu- 
pflanzungen dieser drei Obstbauarten zu verzich- 
ten, 

— Verbot aller staatlichen Beihilfen, mit denen die 
Anlage oder die Erneuerung von Pflanzungen 
dieser Obstsorten unmittelbar oder mittelbar 
gefördert werden solle. 

Nach den zur Zeit verfügbaren Angaben ist die Zahl 
der von den Beteiligten eingereichten Anträge 
zwecks Rodung ihrer Pflanzungen äußerst gering. 
Für dieses Phänomen gibt es mehrere Gründe. Es 
empfiehlt sich, diese kritisch zu überprüfen, um die | 
unerläßlichen Schlußfolgerungen daraus ziehen zu 
können, und vorzuschlagen, diejenigen Modalitäten 
der Gemeinschaftsregelung zu ändern, die die Durch- | 
führung der von der Gemeinschaft angestrebten j 
Sanierungsziele verlangsamen würden. ' 

Die Bilanz der Anträge fällt wie folgt aus: 

Belgien ^) : 

1300 anhängige Anträge für eine Fläche von 
ungefähr 1040 ha. 

Bundesrepublik Deutschland: 
keine verfügbaren Angaben. 

Frankreich: 

Anträge auf Rodung für 2300 ha Apfelpflanzun- j 
gen, 340 ha Pfirsichpflanzungen und 160 ha ! 
Birnenpflanzungen. | 


Italien: 

Die Gemeinschaftsregelung wurde noch nicht in 
der Praxis angewandt, da insbesondere Rechts- 
vorschriften zur Gewährung von Krediten fehlen, 
die für die Rodungsmaßnahmen erforderlich sind. 

Luxemburg: 

80 Anträge für eine Fläche von rund 70 ha Apfel- 
pfianzungen. 

Niederlande ^) : 

546 Anträge für eine Fläche von rund 650 ha. 

Diese unvollständigen Ergebnisse sind auf den 
Prämienbetrag und auf die Einzelheiten der Zahlung 
an die Beteiligten zurückzuführen. 

Der Prämienbetrag wurde auf 500 RE je gerodeten 
Hektar festgesetzt. Mit diesem Betrag sollte insbe- 
sondere den Kosten für die Rodung Rechnung ge- 
tragen werden. Es hat sich jedoch erwiesen, daß 
allein der Ausgleich der iür die Erzeuger anfallen- 
den Rodungskosten für sie keinen ausreichenden 
Anreiz darstellte, solange bei Umstellung des 
Bodens auf eine andere Anbauart in den meisten 
Fällen bestimmte Fristen erforderlich waren, ehe die 
neue Erzeugung rentabel wurde. 

Es erweist sich daher als notwendig, den mit der 
Rodung zusammenhängenden Gewinnausfall zu be- 
rücksichtigen. Aus diesem Grunde schlägt die Kom- 
mission vor, den Betrag der Rodungsprämie anzu- 
heben, um diesem Faktor Rechnung zu tragen. 

Der zweite Grund für die Unzulänglichkeit der Rege- 
lung ist in den Modalitäten der Prämienzahlung, die 
in zwei Raten vorgesehen ist, zu suchen. Die erste 
Zahlung erfolgt bei der Rodung, die zweite drei 
Jahre danach, vorausgesetzt, daß die Verpflichtung, 
keine neuen Pflanzungen anzulegen, eingehalten 
wurde. In diesem Zusammenhang wurde betont, daß 
die finanzielle Anstrengung, die darin besteht, die 
zweite Hälfte der Prämie vorzustrecken, zum Teil 
für die Beteiligten zu groß war, da eben häufig die 
Rodung einen Gewinnverlust nach sich zieht. Unter 
diesen Umständen empfiehlt es sich, in Zukunft die 
Zahlung der Prämie in einer Rate vorzusehen, wo- 
bei jedoch sichergestellt werden muß, daß die Ver- 
pflichtung eingehalten wird, keine neuen Pflanzun- 
gen anzulegen. 

Mit dem beiliegenden Verordnungsvorschlag will 
die Kommission erreichen, daß möglichst rasch alles 

1) Es ist darauf hinzuweisen, daß im Rahmen der auf 
nationaler Ebene gewährten Prämien für einige ohne 
Verbot der Neupflanzung folgende Ergebnisse vor- 
liegen: 

— in Belgien: 8000 Anträge für eine Fläche von rund 
6500 ha, 

— in den Niederlanden: rund 13 000 Anträge für eine 
Fläche von ungefähr 14 600 ha. 
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Notwendige getan wird, um den in der Verordnung 
(EWG) Nr. 2517/69 vorgesehenen Aktionen die 
besten Aussichten auf Erfolg zu gewährleisten. 

Sie hält es jedoch für erforderlich, darauf hinzu- 
weisen, daß sich die Mitgliedstaaten gleichzeitig 
verpflichten müssen, diese Regelung im Inland so 
schnell wie möglich und nunmehr uneingeschränkt 
durchzuführen. Daher: 

— wünscht sie, daß die Möglichkeit des Rückgriffs 
auf bestimmte Einschränkungen bei der Ge- 
währung der Prämien ausgeschlossen wird und 
schlägt demnach vor, Artikel 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2517/69 sowie die in Anwendung 
dieser Bestimmung für die französische Republik 
erlassene Verordnung aufzuheben; 

— empfiehlt sie ferner, daß die gegebenenfalls für 
die Durchführung der Regelung erforderlichen 
nationalen Vorschriften innerhalb einer ange- 
messenen Frist erlassen werden, die auf keinen 
Fall länger als einige Monate dauern darf. 
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